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Die Steuerrechtsexperten des “Centro Studi SEAC” verfassen jeden Monat das Rundschreiben “info azienda” und stellen es den Abonnenten zur Verfügung.

“Info azienda” ist für die Kunden Ihrer Kanzlei oder Sozietät gedacht und enthält eine Zusammenfassung der aktuellsten steuerrechtlichen Neuerungen in leicht verständlicher 
Sprache, Analysen zu relevanten Themen und einen Kalender der steuerrechtlichen Pflichten im laufenden Monat.

In der Anlage finden Sie “info azienda” Nr. 9 für den Monat September 2026.


 



	

	






In Zusammenarbeit mit dem “Centro Studi SEAC” senden wir Ihnen das Rundschreiben Nr. 9 von
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	AKTUELLES AUS DEM STEUERRECHT




	Werbeaufwendungen







Urteil des Kassationsgerichtshofs vom 4.6.2026, Nr. 17902
	Um Aufwendungen für Werbung absetzen zu können, muss der Steuerzahler “mit dazu geeigneten Unterlagen” “den Nachweis der Ratio dieser Aufwendungen und ihrem Zusammenhang mit der unternehmerischen Planung“ nachweisen und dabei „spezifizieren, welche Ziele er mit der Werbung verfolgt und welche kommerziellen Vorteile er sich erhofft“. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so sind die Aufwendungen als freiwillige Zuwendung zu betrachten. Dabei ist es nicht ausreichend, dass ein entsprechender Vertrag vorgelegt wird, sofern aus diesem keine Verpflichtung für die Gegenpartei hervorgeht, die Marke oder die wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens effektiv zu bewerben.

	Landwirtschaftliche Tätigkeiten in Gewächshäusern





 
D.Lgs. 30.7.2026, Nr. 151

	Im Amtsblatt der Republik vom 12.8.2026, Nr. 186 wurde eine spezifische Verordnung zu landwirtschaftlichen Tätigkeiten in Gewächshäusern („florovivaismo“) veröffentlicht, welche die Verordnung Nr. 102/2024 umsetzt; sie ist am 27.8.2026  in Kraft getreten. Die Verordnung führt einheitliche (”organische”) Bestimmungen für den Sektor ein und gibt Legaldefinitionen für die landwirtschaftlichen Tätigkeiten in Gewächshäusern, Gartencenter und Verträge zum landwirtschaftlichen Anbau („contratti di coltivazione“).

	
Schenkung von Beteiligungen und Befreiung von der Erbschafts- und Schenkungssteuer 

Auskunft der Agentur für Einnahmen vom 31.7.2026 Nr. 152
	Die Befreiung von der Erbschafts- und Schenkungssteuer bei der Übertragung von Beteiligungen an Kinder oder den Ehepartner bleibt aufrecht, wenn der Begünstigte die erhaltene Beteiligung partiell veräußert, aber die Gesellschaft dennoch für mindestens 5 Jahre beherrscht („se mantiene il controllo “di diritto”).

	Veräußerungsgewinne aus Immobilien
 Abtretung vor Ablauf von 5 Jahren








Auskunft der Agentur für Einnahmen vom 10.8.2026, Nr. 157
	Die Gewinne aus der Veräußerung von Immobilien werden (bei Privatpersonen) nur dann besteuert, wenn zwischen Erwerb und Verkauf weniger als 5 Jahre liegen. Im Hinblick auf die Bestimmung dieses 5-Jahres-Zeitraums:
· ist es irrelevant, ob die Immobilie nach dem Ankauf restauriert oder erweitert wurde; maßgeblich ist nur der Zeitpunkt des Ankaufs;
· Jede Immobilieneinheit muss jedoch gesondert betrachtet werden. Wird etwa eine Nebenfläche (“pertinenza”) nach weniger als 5 Jahren veräußert, so ist ein etwaiger Gewinn daraus zu versteuern, auch wenn die Wohnung selbst (bzw. die Immobilie, zu der die Nebenfläche gehört) nach mehr als fünf Jahren veräußert wird und somit steuerfrei ist; dies gilt auch, wenn beide Einheiten gemeinsam mit einer einzigen Urkunde veräußert werden
· Das Datum eines etwaigen Vorvertrags ist irrelevant.



	



ANALYSE
DIE NEUERUNGEN IM SOG. “OMNIBUS-DEKRET”


Im Amtsblatt der Republik wurde D.Lgs. Nr. 148/2026 – das sog. “Omnibus-Dekret” – veröffentlicht; es enthält eine Reihe von relevanten steuerrechtlichen Neuerungen und ist am 12.8.2026 in Kraft getreten. Folgende Neuerungen werden nun besprochen:
FAMILIENANGEHÖRIGE 
Mit der Abänderung von Absatz 4-ter von Art. 12, TUIR wird nun vorgesehen, dass in jenen Fällen, bei denen andere Gesetzesbestimmungen auf die Personen im Sinne des genannten Art. 12, also auf Familienmitglieder des Steuerzahlers Bezug nehmen (z.B. im Zusammenhang mit Absetzbeträgen / Abzügen für Familienangehörige oder mit den Anreizen für betriebliche Welfareprogramme):
· Wenn die Voraussetzung nicht erforderlich ist, dass die Angehörigen steuerrechtlich “zu Lasten” (z.B. der Eltern) gehen, sind unter “anderen Familienmitgliedern” (“altri familiari”) jene  Personen zu verstehen, die nicht Ehepartner oder Kinder sind, wie sie an Art. 433 ZGB aufgezählt sind (der geschiedene Expartner, Neffen, Eltern, Schwager und Schwägerinnen, Schweigerväter und -Mütter, Brüder und Schwestern), und zwar unabhängig davon, ob sie mit dem betreffenden Steuerzahler zusammenleben und/oder Unterhaltszahlungen erhalten, die nicht gerichtlich verfügt wurden;
· Der Terminus “steuerrechtlich zu Lasten” („a carico“) - also mit Einkünften bis zu € 2.840,51 / 4.000 - setzt dagegen voraus, dass die “anderen Familienmitglieder” (“altri familiari”) im Sinne von Art. 433 ZGB nicht nur die genannten Höchsteinkünfte nicht überschreiten, sondern auch mit dem betreffenden Steuerzahler zusammenleben und/oder Unterhaltszahlungen erhalten, die nicht gerichtlich verfügt wurden. 
NEUERUNGEN IM BEREICH DER PRIVATEN NUTZUNG VON FIRMENWAGEN 
Art. 51, Absatz 4, Buchst. a), TUIR regelt die Besteuerung der Sachentlohnungen (“fringe benefit”) durch die private Verwendung von Betriebsfahrzeugen (PKWs, Motorräder und Motorroller) durch Angestellte (“uso promiscuo”). Dabei wird die Sachentlohnung  pauschal bestimmt, und zwar durch die Anwendung eines bestimmten Prozentsatzes auf jenen Betrag, der bei einer Strecke von 15.000 Km auf der Grundlage der Kosten pro Km (sog. „ACI-Tabellen“) anfällt, abzüglich etwaiger Einbehalte durch den Arbeitgeber. 
Im Laufe der Zeit wurde dieser Prozentsatz mehrmals abgeändert (im Jahr 2025 zuerst durch das Haushaltsgesetz für das Jahr 2025 und dann durch DL Nr. 19/2025, das sog. “decreto bollette”). Nun wird mit Art. 2, D.Lgs. Nr. 148/2026 der genannte Art. 51, TUIR neuerlich novelliert, um “die Bestimmungen zur Besteuerung der privaten Nutzung von Firmenfahrzeugen zu vereinfachen (…) und dabei eine nachhaltige Mobilität und eine Verbesserung der energetischen Effizienz zu fördern”. 
Im Besonderen wurden neue Bestimmungen für Fahrzeige eingeführt, die seit mehr als 5 Jahren zugelassen sind, sowie neue Bestimmung zum Ausmaß der Sachentlohnung bei Fahrzeugen mit Sonderausstattungen („optional / accessori / allestimenti“), die von den ACI-Tabellen nicht berücksichtigt werden. 
Neue Modalitäten der Bestimmung des “fringe benefit” 
Absatz 4 von Art. 51, TUIR  wurde abgeändert und sieht nun neue Modalitäten zur Bestimmung der Sachentlohnung bei der privaten Nutzung von PKWs im Sinne von Art. 54, Absatz 1, Buchst. a), c) und m), D.Lgs. Nr. 285/92 (Straßenverkehrsordnung) sowie von Motorrädern und Motorrollern vor.
Wie im Begleitbericht zur besprochenen Verordnung ausgeführt, bringt die neue Formulierung des genannten Absatzes 4 mit sich, dass der auf der Grundlage der ACI-Tabellen pauschal bestimmte Betrag:
· Nach Abzug jener Beträge zu berücksichtigen ist, welche der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer in diesem Zusammenhang einbehält, und zwar auch für etwaige Sonderausstattungen;
· Nach dem 31.12. des fünften Jahres (also ab dem 1.1. des sechsten Jahres) nach der Erstzulassung um 50% erhöht wird);
· Bei Sonderausstattungen („optional / accessori / allestimenti“), die von den ACI-Tabellen nicht berücksichtigt werden, um 5% erhöht wird.
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	Wie im Begleitbericht ausgeführt, wird bei der pauschalen Bestimmung des “fringe benefits” nicht mehr darauf Bezug genommen, ob das Fahrzeug zum Zeitpunkt seiner Übergabe an den Angestellten neu zugelassen war, sondern ausschließlich auf das Alter des Fahrzeugs, wobei ausschlaggebend ist, ob das Fahrzeug noch weniger als 5 Jahre alt ist (dies gilt auch dann, wenn ein Fahrzeug einem anderen Angestellten überlassen wird.


Nach wie vor kommen unterschiedliche Prozentsätze zur Anwendung, je nachdem, wie das Fahrzeug angetrieben wird (rein elektrisch – hybrid - Sonstiges).
Hinsichtlich der Wirksamkeit der neuen Bestimmungen und der Anwendbarkeit der „alten“ gilt Folgendes:
· Absatz 3 ändert die Schutzklausel von Art. 1, Absatz 48-bis, Gesetz Nr. 207/2024 (dem Haushaltsgesetz für das Jahr 2025) ab, welche von Art. 6, Absatz 2-bis, DL Nr. 19/2025 eingeführt worden war, um die Anwendung des Kriteriums des Marktwerts auszuschließen. 
Somit gelten die Bestimmungen, die bis zum 31.12.2024 wirksam waren (also unterschiedliche Prozentsätze je nach CO2-Ausstoß) für alle Fahrzeuge, die bis zum 31.12.2024 bestellt und dem Angestellten bis zum 31.12.2025 (bisher 30.6.2025) überlassen wurden. 
Absatz 4 des genannten Art. 51 in seinem Wortlaut, der bis zum 31.12.2024 gültig war, gilt also für alle Fahrzeuge, die:
· den Angestellten vom 1.7.2020 bis zum 31.12.2024 überlassen wurden;
· sowie für jene, die bis zum 31.12.2024 bestellt und dem Angestellten bis zum 31.12.2025 überlassen wurden
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	Auch für diese Fahrzeuge gilt ab dem 1.1 des sechsten Jahres nach jenem der Erstzulassung die Anhebung um 50%, wie vom neuen Art. 51 vorgesehen.


Diese Bestimmung gilt auch dann, wenn ein Fahrzeug einem anderen Angestellten überlassen wird.
· Absatz 4 verfügt, dass die neuen Bestimmungen hinsichtlich der Sonderausstattungen ab dem 1.1.2026 auch für die Fahrzeuge im Sinne des genannten Absatzes 48-bis gelten; eine andere steuerliche Behandlung durch den Arbeitgeber bis zum 31.12.2025 bleibt aber zulässig;
· Absatz  5 verfügt schließlich, dass die neuen Bestimmungen ab dem Jahr 2026 wirksam sind, und zwar auch im Hinblick auf jene Fahrzeuge, welche einem Angestellten noch im Jahr 2025 überlassen wurden, aber nicht vom vorgenannten Absatz 48-bis erfasst werden (also Fahrzeuge, die den Angestellten vom 1.7.2020 bis zum 31.12.2024 überlassen wurden, und Fahrzeuge, die bis zum 31.12.2024 bestellt und dem Angestellten bis zum 31.12.2025 überlassen wurden)
ABTRETUNG / VERRECHNUNG VON STEUERGUTHABEN DURCH FREIBERUFLER
Mit der Einführung der neuen Absätze 3-quater und 3-quinquies an Art. 54, TUIR regelt der Gesetzgeber die Besteuerung von Erträgen aus der Abtretung / Verrechnung von Steuerguthaben durch Freiberufler.
Bei der Bestimmung der Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit gilt das umfassende Zuordnungsprinzip (“principio di onnicomprensività”), wonach die Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit der Differenz zwischen sämtlichen Beträgen und Werten, die im Besteuerungszeitraum mit der freiberuflichen oder künstlerischen Tätigkeit bezogen wurden, und den entsprechenden Aufwendungen im Besteuerungszeitraum definiert werden.
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	Im Falle einer Verrechnung werden die besprochenen Erträge nach Maßgabe jenes Teils der Guthaben bestimmt, der im  Besteuerungszeitraum verrechnet wurde.


Der neue Absatz 3-quinquies legt nun die Modalitäten der Besteuerung der Erträge aus der Abtretung / Verrechnung von Steuerguthaben fest und sieht darauf eine Ersatzsteuer von 26% vor, welche mit derselben Fälligkeit abzuführen ist wie die Einkommensteuern. 
Diese Bestimmung gilt jedoch nicht für Steuerguthaben, welche als Vergütung für eine freiberufliche Leistung bezogen werden; in diesem Fall wird der Ertrag aus der Verrechnung anteilig den Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit im Besteuerungszeitraum zugerechnet.
Die besprochenen  Neuerungen gelten für Steuerguthaben, die  ab dem 12.8.2026 erworben wurden. 
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	Die neuen Bestimmungen können auch auf Steuerguthaben angewandt werden, die ab dem Besteuerungszeitraum zum 31.12.2024 erworben wurden. Dazu ist aber  eine ergänzende Einkommensteuererklärung vorzulegen.



EINKÜNFTE DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN UNTERNEHMEN 
Mit dem Ziel, die Definition der landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten, welche landwirtschaftliche Einkünfte im Sinne von Art. 32, Absatz 2, Buchst. c), TUIR generieren, („attivitá agricole connesse produttive di reddito  agrario“) an die Bestimmungen von D.Lgs. Nr. 192/2024 im Hinblick auf die sog. “colture fuori suolo”, für die auch Immobilien verwendet werden, anzugleichen, wurde der genannte Buchst. c) nun auch mit einem Verweis auf Buchst. b-bis) ergänzt, der sich eben auf die landwirtschaftlichen Tätigkeiten unter Verwendung von Immobilien der Katasterklasse C/1, C/2, C/3, C/6, C/7, D/1, D/7, D/8, D/9 und D/10 bezieht.
Auch die Abänderung von Art. 55, Absatz 1, TUIR, wonach bei Überschreiten der Limits im Sinne des genannten Art. 32 auch die Einkünfte aus der Tätigkeit im Sinne der Buchst. b-bis) und b-ter) den Einkünften aus Unternehmen zuzurechnen sind, ist im Sinne der „Koordination“ verschiedener Gesetzesbestimmungen zu lesen.
Dies gilt auch für die Abänderung von Absatz 4 von Art. 56-bis, TUIR, welcher die pauschal besteuerten Einkünfte  aus Unternehmen regelt, die aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten und landwirtschaftlichen Nebentätigkeiten resultieren, wenn bestimmte Limits überschritten werden. Im Besonderen verfügt der genannte Artikel 4 nun, dass Art. 56-bis auf Einzelunternehmer und einfache Gesellschaften sowie auf die Steuerzahler anzuwenden ist, welche die Option im Sinne von Art. 1, Absatz 1093, Gesetz Nr. 296/2006 (Haushaltsgesetz für das Jahr 2007) ausgeübt haben.
EINSCHRÄNKUNGEN FÜR VERLUSTVORTRÄGE BEI ÜBERTRAGUNG DER MEHRHEIT AN GESELLSCHAFTEN 
Auf der Grundlage von Art. 84, Absatz 3, TUIR ist der Vortrag von steuerrechtlichen Verlusten aus Vorjahren (“riporto delle perdite fiscali pregresse”) nicht zulässig, wenn die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung an Dritte übertragen wird und sich gleichzeitig auch die wirtschaftliche Tätigkeit der Gesellschaft ändert. 
Mit einer authentischen Interpretation des Gesetzgebers wurde nun klargestellt, dass die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung auch dann als an Dritte übertragen zu betrachten ist, wenn „Gegenstand der Übertragung die Beteiligungen an einer Gesellschaft sind, welche ihrerseits im Sinne von Art. 2359, erster Absatz, Nr. 1), und zweiter Absatz ZGB die Gesellschaft beherrscht, welche die Verluste vorträgt“.
Der Vortrag von steuerrechtlichen Verlusten aus Vorjahren (“riporto delle perdite fiscali pregresse”) ist somit auch dann nicht zulässig, wenn die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung „indirekt“ an Dritte übertragen wird.
In entsprechenden Begleitbericht wird auch klargestellt, dass:
· die Agentur für Einnahmen in der Auskunft vom 20.1.2022, Nr. 39 den Vortrag der Verluste bereits ausgeschlossen hatte, wenn zwischen der beherrschten und der beherrschenden Gesellschaft eine “substanzielle Identität” bestand (also wenn die beherrschte Gesellschaft das wichtigste Asset der beherrschenden darstellte);
· Der Verweis auf Art. 2359, Absatz 1, Nr. 1), und Absatz 2 ZGB bestätigt, dass ausschließlich die “formale” Beherrschung auf der Grundlage der Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung maßgeblich ist, wobei allerdings auch die „indirekte“ Beherrschung zu berücksichtigen ist.
EINBRINGUNGEN VON BETEILIGUNGEN UNTER IHREM BUCHWERT 
Die besprochene Verordnung führt auch neue Bestimmungen zur Besteuerung der Einbringung von  Beteiligungen mit Buchverlusten ein („minusvalenti“) und ersetzt dabei Absatz 1-bis Art. 175 TUIR sowie Absatz 2, zweiter Satz, von Art. 177 TUIR. 
Die Norm sieht vor, dass die allgemeinen Regeln zum “Veräußerungswert” (“valore di realizzo”) “auch dann zur Anwendung kommen, wenn der Veräußerungswert unter dem steuerrechtlich anerkannten Einstandskosten der eingebrachten Beteiligungen liegt; liegt der Veräußerungswert aber auch unter dem Marktwert im Sinne von Artikel  9, Absatz 4 (...) so ist als  steuerrechtlicher Veräußerungswert der geringere Betrag aus den steuerrechtlich anerkannten Einstandskosten und dem Marktwert anzusetzen“.
Die neuen Bestimmungen bestätigen, dass das Kriterium des sog. „kontrollierten Veräußerungswerts” (“realizzo controllato”) auch dann anwendbar ist, wenn der Veräußerungswert:
· im Sinne von Absatz 1 des genannten Art. 175 (der Wert, welcher den erhaltenen Beteiligungen in den Buchungen der einbringenden Gesellschaft oder aber, falls höher, in den Buchungen der Gesellschaft  ausgewiesen wird, in welche die Beteiligung eingebracht wird)
· bzw. im Sinne von Absatz 2 des genannten Art. 177 (jener Betrag, welcher dem Wert der Rücklagen entspricht, welche in der begünstigten Gesellschaft infolge der Einbringung ausgewiesen werden)
unter den steuerrechtlich anerkannten Einstandskosten der eingebrachten Beteiligungen liegt.
Liegt der Veräußerungswert jedoch auch unter dem Marktwert, so ist als steuerrechtlicher Veräußerungswert der geringere Betrag zwischen den steuerrechtlich anerkannten Einstandskosten und dem Marktwert anzusetzen.

	Sachverhalt
	Bestimmung des Veräußerungswertes
	Steuerrechtliche Behandlung

	Veräußerungswert unter den steuerrechtlich aner-kannten Einstandskosten, aber mindestens so hoch wie der Marktwert
	Maßgeblich ist der buchhalterische Veräußerungswert (allgemeine Regel des „kontrollierten Veräu-ßerungswerts”)
	Der Veräußerungsverlust ist abzugsfähig. 

	Veräußerungswert unter den steuerrechtlich aner-kannten Einstandskosten und unter dem Marktwert
	Der geringere Betrag zwischen den steuerrechtlich anerkannten Einstandskosten und dem Marktwert
	Die “fiktiven” Veräußerungs-verluste sind nicht abzugsfähig.

	Veräußerungswert über den steuerrechtlich aner-kannten Einstandskosten 
	Maßgeblich ist der buchhalterische Veräußerungswert (allgemeine Regel des „kontrollierten Veräu-ßerungswerts”)
	Der Veräußerungsgewinn wird besteuert.


Die neuen Bestimmungen gelten für Einbringungen von Beteiligungen ab dem Besteuerungszeitraum nach jenem bis zum 31.12.2025 (also im Regelfall ab dem Geschäftsjahr  2026). 
Die besprochene Bestimmung hat jedoch auch Auswirkungen auf frühere Besteuerungszeiträume, und zwar ab dem 31.12.2024 (dem Datum des Inkrafttretens von D.Lgs. Nr. 192/2024), sofern die entsprechenden Einkommensteuererklärungen auf der Grundlage der neuen Kriterien erstellt wurden.
FRISTEN FÜR DEN VORSTEUERABZUG 
Der Gesetzgeber hat Art. 19, Absatz 1, DPR Nr. 633/72 abgeändert und die Fristen für den Vorsteuerabzug verlängert.
Auf der Grundlage der neuen Bestimmung darf die Vorsteuer nun spätestens in der MwSt.-Jahreserklärung des zweiten Jahres nach jenem, in dem das Anrecht auf den Vorsteuerabzug entstanden ist, in Abzug gebracht werden (bislang in der MwSt.-Jahreserklärung des Jahres, in dem das Anrecht auf den Vorsteuerabzug entstanden ist). So kann etwa die Vorsteuer (“IVA a credito”) aus einer Rechnung, die im Jahr 2026 erhalten wurde, nun spätestens mit der MwSt.-Jahreserklärung für das Jahr 2028 in Abzug gebracht werden, welche im Jahr 2029 vorgelegt wird, und nicht mehr spätestens in der MwSt.-Jahreserklärung für das Jahr 2026, welche im Jahr 2027 vorgelegt wird; natürlich müssen „die Voraussetzungen zum Zeitpunkt, in dem das Anrecht auf den Vorsteuerabzug entstanden ist“, berücksichtigt werden.
Im Sinne des EU-Rechts wird anerkannt, dass das Anrecht auf den Vorsteuerabzug:
· dann entsteht, wenn die “substantiellen Voraussetzungen” dafür vorliegen (das Anrecht selbst kann nicht dem Vorliegen der formalen Voraussetzungen untergeordnet werden);
· es kann aber erst dann ausgeübt werden, wenn auch die formalen Voraussetzungen vorliegen (Erhalt der Rechnung und Verbuchung im MwSt.-Register der Ankäufe);
· es kann auch dann in der MwSt.-Jahreserklärung für das Jahr ausgeübt werden, in dem der Ankauf erfolgt, wenn die Rechnung erst im Folgejahr erhalten (und verbucht) wird, aber noch vor der Frist für die Vorlage der MwSt.-Jahreserklärung für das betreffende Jahr.
Wird beispielsweise eine Rechnung für einen Geschäftsfall im Jahr 2026 erst im Jahr 2027 erhalten, aber noch vor der Frist für die Vorlage der MwSt.-Jahreserklärung für das Jahr 2026, so kann der Vorsteuerabzug in der MwSt.-Jahreserklärung für das Jahr 2026 erfolgen; die Rechnung muss aber in einem eigenen MwSt.-Register für jene Rechnungen verbucht werden, welche im Jahr 2027 erhalten wurden, bei denen aber das Anrecht auf den Vorsteuerabzug bereits im Jahr 2026 entstanden ist.
Fristen für die Verbuchung Eingangsrechnungen
Bekanntlich setzt der Vorsteuerabzug voraus, dass die entsprechende Rechnung im MwSt.-Register der Ankäufe im Sinne von Art. 25, DPR Nr. 633/72 verbucht wird. Um diese Fälligkeit an die neuen Bestimmungen zum Vorsteuerabzug anzugleichen, hat der Gesetzgeber nun auch den genannten Art. 25 abgeändert.
In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der neue Wortlaut von DPR 633/72 nicht nur die besprochenen Fristen angleicht, sondern auch den Verweis auf “dasselbe Jahr” eliminiert, um eben die Möglichkeit zu schaffen, auch Rechnungen zu berücksichtigen, die erst im Folgejahr (aber eben noch vor der Frist für die Vorlage der MwSt.-Jahreserklärung) erhalten und verbucht werden.
Wirksamkeit der neuen Bestimmungen 
Wie bereits hervorgehoben, ist D.Lgs. Nr. 148/2026 am 12.8.2026 in Kraft getreten. Im Hinblick auf die besprochenen Bestimmungen ist kein gesondertes Datum für ihre Wirksamkeit vorgesehen. Es ist somit anzunehmen, dass sie für alle Ankäufe ab ebendiesem Datum gelten; es ist aber auch möglich, dass sie auch rückwirkend gelten, und zwar für alle Rechnungen, bei denen das Recht  auf den Vorsteuerabzug zum 12.8.2026 noch nicht verfallen war. 
ZINSEN  AUF DIE ERBSCHAFTSSTEUER 
Mit der Abänderung von Art. 34, Absatz 1, D.Lgs. Nr. 346/90 wurde der Zeitpunkt neu festgelegt, an dem die Zinsen auf die Festsetzung einer höheren Erbschaftssteuer durch die Behörde anlaufen. Dies ist nun nicht mehr ab dem Zeitpunkt, an dem die Abrechnung der Hauptsteuer („imposta principale”) durch das Finanzamt zugestellt wird, sondern ab dem Tag nach der Fälligkeit für die Abführung der Steuer auf der Grundlage der Erbschaftserklärung (90 Tage ab Vorlage der Erklärung).
PAUSCHALBESTEUERUNG – FRISTEN FÜR DIE STEUERFESTSETZUNG 
Mit der Abänderung von Art. 1, Absatz 74, Gesetz Nr. 190/2014 (dem Haushaltsgesetz für das Jahr 2015) wurde die Möglichkeit abgeschafft, dass Steuerzahler mit Pauschalbesteuerung, deren Umsatz in einem Jahr ausschließlich durch elektronische Rechnungen generiert wird, die Reduzierung der  Verjährungsfristen für die Steuerfestsetzung um ein Jahr im Sinne von Art. 43, Absatz 1, Nr. 600/73 (die Festsetzung muss an sich bis zum 31.12 des fünften Jahres nach jenem zugestellt werden, in dem die Steuererklärung vorgelegt wurde) in Anspruch nehmen können.
STEUERFESTSETZUNG BEI AUFWENDUNGEN, DIE IN MEHREREN GESCHÄFTSJAHREN IN ABZUG GEBRACHT WERDEN 
Mit der Abänderung von Art. 43, DPR Nr. 600/73 wird vorgesehen, dass die Fünfjahresfrist  für die Verjährung der Möglichkeit zur amtlichen Steuerfestsetzung im Hinblick auf Aufwendungen, die in mehreren Geschäftsjahren absetzbar sind („a efficacia pluriennale“), ab der Steuererklärung für den Besteuerungszeitraum anläuft, in dem diese Aufwendungen erstmals partiell in Abzug gebracht wurden.
Wie aus dem Begleitbericht hervorgeht, sollen mit der besprochenen Neuerung “ein Ausgleich zwischen dem Anspruch auf Rechtssicherheit und dem Schutz des Steueraufkommens geschaffen werden, der ausschließt, dass die Verjährungsfristen bereits zu einem Zeitpunkt anlaufen, zu dem die Steuerbehörde noch keine Kenntnis von der Existenz dieser Aufwendungen hat“.
Wird amtlich festgesetzt, dass ein Teilbetrag der betreffenden Aufwendungen nicht absetzbar ist, so laufen für den Besteuerungszeitraum, in dem die Beanstandung zugestellt wird, sowie für das Vor- und das Folgejahr die allgemeinen Verjährungsfristen an (bis zum 31.12 des fünften Jahres nach jenem zugestellt werden, in dem die Steuererklärung vorgelegt wurde). 
Im Begleitbericht wird auch ausgeführt, dass durch diese neue Bestimmung im Hinblick auf Aufwendungen, die in 5 oder mehr Jahren in Abzug gebracht werden,  “vermieden wird, dass auch im Falle einer fristgerecht erfolgten Steuerfestsetzung die Möglichkeit zur Steuereinhebung erlischt“; andernfalls bestünde (bzw. bestand) „das Risiko, dass jene Teilbeträge der Aufwendung, die im fünften oder sechsten Jahr in Abzug gebracht werden, nicht mehr beanstandet werden können, obwohl die Prüfung fristgerecht erfolgte”. 
Abschreibungen und mehrjährige Aufwendungen
Im Hinblick auf die Abschreibungen von Sachanlagen und immateriellen Anlagewerten sowie für die mehrjährige Aufwendungen („spese relative a più esercizi“) läuft die Fünfjahresfrist  für die Verjährung der Möglichkeit zur amtlichen Steuerfestsetzung im Sinne des genannten Absatzes für jene Übertretungen an, welche zum Zeitpunkt des Ankaufs des Gutes bzw. dem Zeitpunkt, in dem die mehrjährige Aufwendung bestritten wurde, erkannt werden konnten.
In diesem Zusammenhang weist der Begleitbericht darauf hin, dass “auf der Grundlege des neuen Absatzes 1-ter, ... die genannten Bestimmungen ausschließlich im Hinblick auf jene Unregelmäßigkeiten zur Anwendung kommen, welche bereits zum Zeitpunkt des Ankaufs des Gutes ersichtlich waren. Somit bleibt die Möglichkeit erhalten, Übertretungen zu beanstanden, welche ihrer Natur nach mit Sachverhalten verknüpft sind, welche erst nach dem Ankauf eingetreten sind; man denke etwa an höhere Abschreibungen als die steuerrechtlich zulässigen, oder eine Änderung in der Verwendung einer Sachanlage, durch welche sie nicht mehr der betrieblichen Sphäre zuzurechnen ist”.
Wirksamkeit der neuen Bestimmungen
Die neuen Bestimmungen gelten für Güter/Leistungen, die ab dem Besteuerungszeitraum zum 31.12.2027 erworben werden (im Regelfall also ab 2027).   
KAPITALGESELLSCHAFTEN MIT BESCHRÄNKTER ANZAHL AN ANTEILSEIGNERN
Der Gesetzgeber hat nun einen konsolidierten Grundsatz aus der Rechtsprechung kodifiziert und seiht ausdrücklich vor, dass im Falle einer Steuerfestsetzung der Einkünfte einer Kapitalgesellschaften mit beschränkter Anzahl an Anteilseignern (“a ristretta base sociale”) die rechtliche Vermutung gilt, dass bis zum Nachweis des Gegenteils die entsprechenden Gewinne an die Gesellschafter ausgeschüttet wurden, sofern auf der Grundlage „sicherer und präziser“ Begründungen (auch rechtlicher Vermutungen) festgestellt wurde, dass:
· erwirtschaftete Erträge nicht verbucht und deklariert wurden;
· und/oder in Abzug gebrachte Aufwendungen nicht effektiv bestritten wurden.
Die betreffenden Gewinne sind nach Maßgabe der allgemeinen Bestimmungen zu den Kapitalerträgen zu versteuern (Art. 47, 58 und 89, TUIR).
STEUERFESTSETZUNG BEI “UNWIRTSCHAFTLICHEN” PREISEN 
Die Tatsache allein, dass der Verkaufspreis von Gütern bzw. Leistungen unter ihrem Marktwert liegt, ist noch nicht ausreichend, um eine Steuerfestsetzung zu begründen; dazu ist es erforderlich, dass weitere Indizien dafür vorliegen, welche schwerwiegend, präzise und übereinstimmend sind („gravi, precisi e concordanti“), oder aber dass die Differenz „manifest und relevant“ ist.
AUFWERTUNG VON BETEILIGUNGEN IN „BLACK LIST“-STAATEN 
Art. 27 der besprochenen Verordnung novelliert die Bestimmungen zu der  Aufwertung von Beteiligungen, welche von natürlichen Personen, einfachen Gesellschaften und Sozietäten sowie von nichtgewerblichen Körperschaften im Sinne von Art. 5, Gesetz Nr. 448/2001 außerhalb einer unternehmerischen Tätigkeit gehalten werden und sieht Folgendes vor: 
· der Steuersatz der Ersatzsteuer auf die Aufwertung von Beteiligungen und Wertpapiere, die nicht börsennotiert sind und von Gesellschaften ausgegeben werden,  die in Black-List-Staaten im Sinne von Art. 47-bis, TUIR ausgegeben werden,  wird auf 36% (bisher 21%) angehoben;  
· die entsprechende Ersatzsteuer kann nicht als Ratenzahlung abgeführt werden. 
NEUERUNGEN IM BEREICH DER ZWEIJÄHRIGEN STEUERVEREINBARUNG
Voraussetzungen für die Option 
Die zweijährige Steuervereinbarung (CPB) kann von Steuerzahlern in Anspruch genommen werden, welche Einkünfte  aus Unternehmen / freiberuflicher Tätigkeit erwirtschaften und “die ISA anwenden“ („che applicano gli indici sintetici di affidabilità”). An Absatz 2 wird als weitere Voraussetzung genannt, dass keine Steuer- und Beitragsschulden von insgesamt über € 5.000 (einschließlich  Zinsen  und Strafen) vorliegen.
Die besprochene Verordnung führt den neuen Absatz 2-bis in Art. 10, D.Lgs. Nr. 13/2024 ein, welcher besagt, dass die Option für die Steuervereinbarung ohne die genannten Voraussetzungen wirkungslos ist („priva di effetti“).
Abänderung der Bestimmungen zu den Ausschlussgründen
Änderungen im Gesellschaftergefüge
Wie von Art. 11, Absatz 1, Buchst. b-quater), D.Lgs. Nr. 13/2024 vorgesehen, können Personengesellschaften / Sozietäten, bei welchen im ersten Jahr des Bienniums die Zahl der Gesellschafter/Partner ansteigt, den CPB nicht in Anspruch nehmen; eine Ausnahme ist nur dann gegeben, wenn ein Gesellschafter/Partner durch mehr als einen Erben ersetzt wird.
Die besprochene Verordnung ändert nun den genannten Buchst. b-quater) ab und führt eine weitere Ausnahme ein. Die Zunahme der Zahl der Gesellschafter/Partner ist dann kein Ausschlussgrund, wenn die neuen Gesellschafter/Partner im Vorjahr:
· Einkünfte  aus unselbständiger Arbeit und gleichgestellte Einkünfte  bezogen haben 
oder aber
· Einkünfte  aus Unternehmen oder freiberuflicher Arbeit von insgesamt nicht mehr als € 35.000 bezogen haben. 
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	Die neue Bestimmung gilt jedoch ausschließlich bei einer Erneuerung des CPB.


Wirtschaftliche Tätigkeit mit Anwendung verschiedener ISA 
Art. 11, Absatz 1, Buchst. b-quinquies), D.Lgs. Nr. 13/2024 verfügt, dass ein Steuerzahler vom CPB ausgeschlossen ist, wenn er im Besteuerungszeitraum vor dem Zweijahreszeitraum der Steuervereinbarung Einkünfte  aus freiberuflicher Tätigkeit deklariert und gleichzeitig Partner einer Sozietät / STP (Gesellschaft von Freiberuflern) / Gesellschaft von Anwälten ist. Dieser Ausschlussgrund greift aber dann nicht, wenn die betreffende Sozietät / Gesellschaft ihrerseits im selben Besteuerungszeitraum wie der Partner ebenfalls für den CPB optiert. Entsprechend sieht auch Buchst. b-sexies) des genannten Absatzes 1 vor, dass eine Sozietät / STP / STA vom CPB ausgeschlossen ist, wenn im Zweijahreszeitraum der Steuervereinbarung nicht sämtliche Partner, die auch (individuelle) Einkünfte  aus freiberuflicher Tätigkeit deklarieren, für den CPB optieren.

Die besprochene Verordnung ändert nun die genannten Buchst. b-quinquies) und b-sexies) ab und sieht vor, dass die vorgenannten Ausschlussgründe wie folgt anwendbar sind:
· auf den Freiberufler/Unternehmer, welcher eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, für welcher derselbe ISA anzuwenden ist wie jener für die Gesellschaft / Sozietät (Buchst. b-quinquies);
· und umgekehrt auf die Gesellschaft / Sozietät, welche  eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, für welcher derselbe ISA anzuwenden ist wie jener für den Freiberufler/Unternehmer, der Partner bzw. Gesellschafter ist (Buchst. b-sexies). 
Mit anderen Worten greifen nun die genannten Ausschlussgründe erst dann, wenn die Gesellschaft / Sozietät  und der Freiberufler/Unternehmer jeweils denselben ISA anwenden.
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	Diese neue Bestimmung gilt unabhängig davon, ob es sich um die Erneuerung des CPB oder die erstmalige Option dafür handelt.


Unwirksamkeit der Option
Die besprochene Verordnung führt den neuen Absatz 1-bis im genannten Art. 11 ein, welcher besagt, dass die Option für die Steuervereinbarung ohne die Voraussetzungen von Abs. 1 Art. 11 unwirksam ist.
Erweiterung der Vorteile für Steuerzahler, die für den CPB optieren
Steuerzahlern, die für den CPB optieren, werden in den betreffenden Besteuerungszeiträumen Vorteile im Hinblick auf die ISA und im Sinne von Art. 9-bis, Absatz 11, DL Nr. 50/2017 gewährt (Ausschluss von den Bestimmungen für nicht operative Gesellschaften, Befreiung von der Pflicht zur Konformitätsbestätigung, keine Steuerfestsetzungen auf der Grundlage von einfachen rechtlichen Vermutungen etc.).
Die besprochene Verordnung führt nun den neuen Absatz 1-bis in Art. 14, D.Lgs. Nr. 13/2024 ein und erweitert diese  Vorteile nun wie folgt:
· Verrechnung von Steuerguthaben (ohne Pflicht zur Konformitätsbestätigung):
· MwSt: bis zu € 100.000 pro Jahr (zuvor 70.000);
· direkte Steuern / IRAP: das Limit wird von 50.000 auf 70.000 Euro pro Jahr angehoben;
· MwSt.-Rückerstattungen: bis zu € 100.000 pro Jahr (zuvor 70.000) ohne Pflicht zur Konformitätsbestätigung;
· Verjährungsfristen für die Steuerfestsetzung: sie werden um 2 Jahre verkürzt.
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	Die neuen Bestimmungen gelten jedoch ausschließlich bei einer Erneuerung des CPB.



	Vorteile für Steuerzahler, die für den CPB optieren
	Vorteile für Steuerzahler, die den CPB erneuern


	· Befreiung der der Pflicht zur Konformitätsbestätigung bei Verrechnungen bis zu € 70.000 pro Jahr (MwSt.) bzw. bis zu € 50.000 pro Jahr (direkte Steuern / IRAP);
· Befreiung der der Pflicht zur Konformitätsbestätigung bei MwSt.-Rückerstattungen bis zu € 70.000 pro Jahr (MwSt.);
· Verkürzung der Verjährungsfristen für die Steuerfestsetzung im Sinne von Art. 43, Absatz 1, DPR Nr. 600/73 und 57, Absatz 1, DPR Nr. 633/72 um ein Jahr;
· die Bestimmungen für nicht operative Gesellschaften kommen nicht zur Anwendung
· keine Steuerfestsetzungen auf der Grundlage von einfachen rechtlichen Vermutungen;
· keine „synthetischen“ Steuerfestsetzungen 
	· Befreiung der der Pflicht zur Konformitätsbestätigung bei Verrechnungen bis zu € 100.000 pro Jahr (MwSt.) bzw. bis zu € 70.000 pro Jahr (direkte Steuern / IRAP);
· Befreiung der der Pflicht zur Konformitätsbestätigung bei MwSt.-Rückerstattungen bis zu € 100.000 pro Jahr (MwSt.);
· Verkürzung der Verjährungsfristen für die Steuerfestsetzung im Sinne von Art. 43, Absatz 1, DPR Nr. 600/73 und 57, Absatz 1, DPR Nr. 633/72 um zwei Jahre;
· die Bestimmungen für nicht operative Gesellschaften kommen nicht zur Anwendung
· keine Steuerfestsetzungen auf der Grundlage von einfachen rechtlichen Vermutungen;
· keine „synthetischen“ Steuerfestsetzungen


Ratenzahlungen ohne Zinsen
Die besprochene Verordnung führt den neuen Absatz 1-ter in den genannten Art. 14 ein, welcher festlegt, dass bei Ratenzahlungen der Steuern, welche aus Steuererklärungen resultieren, keine Zinsen anfallen. 
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	Diese Bestimmung gilt jedoch nur bei Erneuerung des CPB im Zweijahreszeitraum 2026-2027, de facto also für 2026 (Saldo 2026 und Vorauszahlung 2027) und 2027 (Saldo 2027 und Vorauszahlung 2028).


Abänderung / Ergänzung des Vordrucks REDDITI
Die besprochene Verordnung führt den neuen Absatz 3-bis in Art. 19, D.Lgs. Nr. 13/2024 ein; er betrifft ergänzende bzw. berichtigende Steuererklärungen für den Besteuerungszeitraum vor der Steuervereinbarung. Im Besonderen wird vorgesehen, dass bei einer Ergänzung/Berichtigung, welche Angaben zu den Erlösen, Vergütungen oder anderen Daten:
· die im Vordruck REDDITI angegeben wurden 
oder aber
· im Hinblick auf die Ausarbeitung des Vorschlags für die Steuervereinbarung mitgeteilt wurden;
die Einkünfte / Bemessungsgrundlage für die IRAP auf der Grundlage der ergänzten bzw. berichtigten Daten neu festgelegt werden.
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	Die besprochene Neuerung: 
· gilt unabhängig davon, ob es sich um die Erneuerung des CPB oder die erstmalige Option dafür handelt;
· sie gilt ab dem Vordruck REDDITI 2026 für das Jahr 2025,  dessen Daten für den Vorschlag für den CPB 2026-2027 herangezogen werden.


Abänderung der Bestimmungen für die Vorauszahlungen
Art. 20, D.Lgs. Nr. 13/2024 sieht vor, dass im ersten Jahr der Anwendung des CPB folgendes gilt:
· Wird die Vorauszahlung für die IRPEF / IRES auf der Grundlage der Steuer für das Vorjahr bestimmt („metodo storico“), wird der Betrag um 10% der Differenz (falls positiv) zwischen den vereinbarten Einkünften und den berichtigten Einkünften des Vorjahres geschuldet;
· Wird die Vorauszahlung für die IRAP auf der Grundlage der Steuer für das Vorjahr bestimmt („metodo storico“), wird der Betrag um 3% der Differenz (falls positiv) zwischen der vereinbarten Bemessungsgrundlage und der berichtigten Bemessungsgrundlage des Vorjahres geschuldet;
· Wird die Vorauszahlung für die IRAP auf der Grundlage der erwarteten Steuer bestimmt („metodo previsionale“), entspricht der Betrag der zweiten Vorauszahlung der Differenz (falls positiv) zwischen der insgesamt geschuldeten Vorauszahlung und der effektiv abgeführten ersten Vorauszahlung;
Die besprochene Verordnung führt nun den neuen Absatz 3-bis in Art. 20, D.Lgs. Nr. 13/2024 ein, welcher diesen Mechanismus im Falle der Erneuerung des CPB vereinfacht, wie bereits von der Agentur für Einnahmen in den FAQ vom 3.6.2026 Nr. 2 angekündigt: Die besprochenen Anhebungen der Vorauszahlung kommen nicht mehr zur Anwendung. 
Die Vorauszahlung wird somit auf der Grundlage der allgemeinen Bestimmungen berechnet, auch im ersten Jahr des erneuerten CPB. Die Erhöhungen kommen also ausschließlich bei Erstoption für den CPB zur Anwendung.

Gründe für die Unwirksamkeit des CPB 

Änderungen im Gesellschaftergefüge
Wie  von Art. 21, Absatz 1, Buchst. b-ter), D.Lgs. Nr. 13/2024 vorgesehen, wird die Steuervereinbarung mit Wirkung ab jenem Besteuerungszeitraum unwirksam, in dem bei Personengesellschaften / Sozietäten die Zahl der Gesellschafter/Partner ansteigt; eine Ausnahme ist nur dann gegeben, wenn ein Gesellschafter/Partner durch mehr als einen Erben ersetzt wird.
Die besprochene Verordnung ändert nun den genannten Buchst. b-ter) ab und führt eine weitere Ausnahme ein. Die Zunahme der Zahl der Gesellschafter/Partner ist dann kein Grund für die Unwirksamkeit mehr, wenn die neuen Gesellschafter/Partner im Vorjahr:
· Einkünfte  aus unselbständiger Arbeit und gleichgestellte Einkünfte  bezogen haben 
oder aber
· Einkünfte  aus Unternehmen oder freiberuflicher Arbeit von insgesamt nicht mehr als € 35.000 bezogen haben. 
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	Die neue Bestimmung gilt jedoch ausschließlich bei einer Erneuerung des CPB.


Wirtschaftliche Tätigkeit mit Anwendung verschiedener ISA 
Wie von Art. 21, Absatz 1, Buchst. b-quinquies), D.Lgs. Nr. 13/2024 verfügt, wird die Steuervereinbarung mit Wirkung ab jenem Besteuerungszeitraum unwirksam, in dem ein Steuerzahler Einkünfte  aus freiberuflicher Tätigkeit deklariert und gleichzeitig Partner einer Sozietät / STP (Gesellschaft von Freiberuflern) / Gesellschaft von Anwälten ist, welcher ihrerseits den CPB nicht anwendet.. Entsprechend sieht auch Buchst. b-sexies) des genannten Absatz 1 vor, dass bei einer Sozietät / STP / STA der CPB unwirksam wird, wenn im Zweijahreszeitraum der Steuervereinbarung nicht sämtliche Partner, die auch (individuelle) Einkünfte  aus freiberuflicher Tätigkeit deklarieren, für den CPB optiert haben.

Die besprochene Verordnung ändert nun die genannten Buchst. b-quinquies) und b-sexies) ab und sieht vor, dass die vorgenannten Gründe für die Unwirksamkeit wie folgt anwendbar sind:
· auf den Freiberufler/Unternehmer, welcher eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, für welcher derselbe ISA anzuwenden ist wie jener für die Gesellschaft / Sozietät (Buchst. b-quinquies);
· und umgekehrt auf die Gesellschaft / Sozietät, welche  eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, für welcher derselbe ISA anzuwenden ist wie jener für den Freiberufler/Unternehmer, der Partner bzw. Gesellschafter ist (Buchst. b-sexies). 
Mit anderen Worten greifen nun die genannten Gründe für die Unwirksamkeit erst dann, wenn die Gesellschaft / Sozietät  und der Freiberufler/Unternehmer jeweils denselben ISA anwenden.
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	Diese neue Bestimmung gilt unabhängig davon, ob es sich um die Erneuerung des CPB oder die erstmalige Option dafür handelt.




Verfallsgründe 
Die besprochene Verordnung ändert auch einige Bestimmungen von Art. 22, D.Lgs. Nr. 13/2024 im Hinblick auf die Gründe für den Verfall („decadenza“) des CPB ab. Im Besonderen:
· der Bezug auf die “anderen nicht geringfügigen Übertretungen” (“altre violazioni di non lieve entità”) wie etwa Steuerstraftaten in den Besteuerungszeiträumen der Vereinbarung, rechtswidrige Angaben in den ISA etc. findet sich nunmehr an Buchst. c) statt an Buchst. a);
· der Buchst. b) wurde zur Gänze umformuliert und enthält nun keinen Bezug mehr zu ergänzenden bzw. berichtigenden Steuererklärungen für das Jahr vor dem Biennium der Steuervereinbarung, nachdem es ja nun möglich ist, solche ergänzenden Steuererklärungen vorzulegen und einen abgeänderten Vereinbarungsvorschlag zu erhalten.  Nach wie vor ist es dagegen ein Verfallsgrund, wenn auf Grund einer amtlichen Steuerfestsetzung die Einkünfte/ die Bemessungsgrundlage für die IRAP im Besteuerungszeitraum vor dem Biennium der Steuervereinbarung um mehr als 30% gegenüber den deklarierten abweicht;
· der Buchst. d), welcher den Verfall der Vereinbarung im Sinne von Art. 11, D.Lgs. Nr. 13/2024 (unterlassene Vorlage der Einkommensteuererklärung in den Besteuerungszeiträumen vor der Steuervereinbarung, Verurteilung für Straftaten im Bereich des Steuer- und Gesellschaftsrechts etc.) oder bei Fehlen der Voraussetzungen im Sinne von Art. 10, Absatz 2, D.Lgs. Nr. 13/2024 (Steuer- und Beitragsschulden) vorsah, wurde gestrichen.
ABFINDUNG FÜR DIE JAHRE 2020-2023 UND ERNEUERUNG CPB 2026-2027 
Die besprochene Verordnung sieht für Steuerzahler, welche den ISA unterliegen, ausschließlich im Falle einer Erneuerung der Steuervereinbarung die Möglichkeit vor, zusätzlich auch die Besteuerungszeiträume 2020-2023 abzufinden. Steuerzahler, welche für den CPB 2026-2027 optieren, zuvor aber nicht für den CPB 2024-2025 optiert hatten, können diese Abfindung nicht in Anspruch nehmen.
Die Höhe der Abfindung richtet sich nach der seinerzeit entrichteten Steuer und nach dem ISA-Wert in den betreffenden Jahren; die Regeln entsprechen im Wesentlichen jener der bisherigen Abfin
dungen (2018-2022 und 2019-2023), ebenso wie die Verlängerung der Verjährungsfristen für die Steuerfestsetzung (auch für Steuerzahler, welche die Abfindung nicht in Anspruch nehmen).
Die Abfindung 2020-2023 ist auch für Steuerzahler mit Erlösen / Vergütungen bis zu € 5.164.569 möglich, welche in einem der betreffenden Jahre:
· im Zusammenhang mit Maßnahmen gegen die COVID-19-Epidemie von der Anwendung der ISA ausgeschlossen waren (in den Jahren 2020, 2021 und 2022), und zwar mit einem der folgenden Codes:
· “15”, “16” und “17” beim Vordruck REDDITI  2021 und 2022;
· “15” beim Vordruck REDDITI 2023;
· deklariert haben, dass sie ihre wirtschaftliche Tätigkeit in den Jahren 2020 bis 2023 (Vordruck REDDITI    2021 – 2024) nicht unter normalen Voraussetzungen ausgeübt haben (Code „4“);
· in den Jahren 2020 bis 2023 (Vordruck REDDITI    2021 – 2024) zwei oder mehrere unternehmerische Tätigkeiten ausgeübt haben, welche nicht unter denselben ISA fallen (sog. “multiattivitá”), weswegen der Ausschlussgrund für die ISA mit dem Code „7“ zur Anwendung kam.
Die besprochene Abfindung:
· kann auch nur für einen oder einige der betreffenden Besteuerungszeiträume in Anspruch genommen werden (sie muss also nicht alle Besteuerungszeiträume  von 2020 bis 2023 betreffen);
· es ist eine Ersatzsteuer auf die  IRPEF / IRES (mit einem Mindestbetrag von  € 1.000) und die IRAP (ohne Mindestbetrag) abzuführen, und zwar als Einzelzahlung vom 1.1 bis zum 15.3.2027 oder in bis zu 10 monatlichen Raten ab dem 16.3.2027, wobei Zinsen in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes fällig werden.
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	Steuerzahler, welche die Option für den CPB 2026-2027 ausüben und bereits für die vorherige Vereinbarung optiert und auch die entsprechende Abfindung für die Jahre 2018-2022 in Anspruch genommen hatten, könnten nun an der Abfindung für das Jahr 2023 interessiert sein. Dieses Jahr ist bzw. war aber der Bezugszeitraum für die Ausarbeitung des Vorschlags zur Steuervereinbarung 2024-2025; wird es abgefunden, so dürfte die Finanzverwaltung den CPB 2025 und 2025 nicht mehr beanstanden können.


VERWENDUNG DER DATEN AUS ELEKTRONISCHEN RECHNUNGEN
Auf der Grundlage von Art. 1, Absatz 5-bis, D.Lgs. Nr. 127/2015 werden die Files der elektronischen Rechnungen bis zum 31.12 des achten Jahres nach jenem gespeichert, in dem die Vorlage der entsprechenden Steuererklärung erfolgt, und können wie folgt verwendet werden:
· von der Finanzwache in der Ausübung ihrer Funktion als Wirtschafts- und Finanzpolizei;
· von der Agentur für Einnahmen und der Finanzwache im Rahmen der Analyse und der Steuerprüfungen;
· von der Zollbehörde im Rahmen ihrer Kontroll- und Prüfungstätigkeit im Sinne von Art. 18, D.Lgs. Nr. 504/95;
· von der Agentur für Einnahmen auch zum Zweck, dem Einhebungsbeauftragten die Daten zu den Rechnungen zur Verfügung zu stellen, welche von Steuerzahlern, die Steuerschulden aus Steuerrollen haben, an Dritte ausgestellt wurden, bei denen Drittpfändungen möglich sind, um somit die Steuerhinterziehung zu bekämpfen, die nicht durch falsche Angaben in den Steuererklärungen erfolgt, sondern durch unterlassene Steuerzahlungen (die sog. “evasione da riscossione”).
Mit der Abänderung von Buchst. b-bis) des genannten Absatz 5-bis wurde nun auch Verwendung dieser Daten durch die Agentur für Einnahmen weiter ausgedehnt, unter anderem auch im Rahmen der Analyse und der Kontrollen bei Zöllen.
DIFFERENZEN ZWISCHEN  DEN EFFEKTIV ERFOLGTEN UND DEN GESPEICHERTEN UND ÜBERMITTELTEN ELEKTRONISCHEN ZAHLUNGEN PER POS 
Mit Gesetz Nr. 207/2024 (dem Haushaltsgesetz für das Jahr 2025) wurde die Pflicht eingeführt, Registrierkassen und POS miteinander elektronisch zu verbinden (“zuzuordnen”), um die Verfahren der steuerrechtlichen Zertifizierung (Speicherung und Übermittlung der Tageseinnahmen) und der elektronischen Zahlung besser zu integrieren und somit etwaige Differenzen zwischen den effektiv erwirtschafteten und den versteuerten Erlösen leichter aufzuspüren. Auf der Grundlage von Art. 11, Absätze 2-quinquies und 5, D.Lgs. Nr. 471/97 sind folgende Strafen vorgesehen:
· € 100 für  jede Übermittlung (mit einem Höchstbetrag von € 1.000 pro Trimester) bei Verletzung der Bestimmungen zur Speicherung und Übermittlung der elektronischen Zahlungen; der sog. „cumulo giuridico“ ist ausgeschlossen;
· von € 1.000 bis € 4.000 bei unterlassener Verbindung bzw. Zuordnung zwischen einem POS und der elektronischen Registrierkasse.
Mit der Abänderung des genannten Absatz 2-quinquies nun führt der Gesetzgeber eine Straffreiheit ein, wenn die Differenz zwischen der Zahl der effektiv erfolgten und der Zahl der gespeicherten und übermittelten elektronischen Zahlungen unter 5% liegt. 
Diese Schwelle von 5% gilt auch im Hinblick auf die Zusatzstrafe der Aussetzung der Lizenz/Genehmigung der wirtschaftlichen Tätigkeit von drei Tagen bis zu einem Monat.


	FÄLLIGKEITEN 
im September
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	VORDRUCK 730/2026
	Für jene Vordrucke, die dem CAF / Freiberufler vom 16.7. bis zum 31.8 vorgelegt wurden: 
· Übergabe des Vordrucks 730 und des Abrechnungsbogens Vordruck 730-3 an den Angestellten/Rentner/Mitarbeiter; 
· Vorlage per Internet an die Agentur für Einnahmen der Vordrucke 730 einschließlich der Vordrucke 730-4.


	CPB 2025 - 2026
ABFINDUNG FÜR DIE JAHRE 2019 – 2023
	Zahlung der siebten Rate (mit Zinsen in Höhe von 1,6% ab dem 15.3.2026) der Ersatzsteuern für jene Steuerzahler, welche für die sog. Zweijährige Steuervereinbarung für die Jahre 2025-2026 optiert hatten (auch in Verbindung mit der Abfindung für die Jahre 2019-2023).








	Mittwoch,  16. September





Ù
	MwSt.
Monatliche Abrechnung 

	Monatliche MwSt.-Abrechnung für den Monat August und Zahlung der Steuer 


	Irpef 
Steuereinbehalte 
auf Einkünfte aus unselbständiger und steuerrechtlich gleichgestellter Arbeit 

	Zahlung der Steuereinbehalte im August auf Einkünfte aus unselbständiger und steuerrechtlich gleichgestellter Arbeit (geregelte und dauerhafte Mitarbeiter – Abgabencode 1001).

	Irpef 
Steuereinbehalte 
Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit 
	Zahlung der Steuereinbehalte im August auf Einkünfte aus selbständiger Tätigkeit (Abgabencode 1040).

	Irpef 
ANDERE STEUEREINBEHALTE
	Zahlung der Steuereinbehalte im August auf:
· Provisionen aus Kommissions-, Agentur-, Vermittlungs- und Vertretungsleistungen (Abgabencode 1040);
· die Verwendung von Markenzeichen und geistigem Eigentum (Abgabencode 1040);
Vergütungen für Stille Teilhaber, welche ihre Arbeitsleistung einbringen (Verträge, die nach der Reform durch D.Lgs. Nr. 81/2015 noch gültig sind, Abgabencode 1040) und Stille Teilhaber, welche Kapital einbringen bzw. gemischte Verträge (Abgabencode 1030), sofern die Einbringung weniger als 25% des Reinvermögens des Unternehmens beträgt, wie es aus dem letzten Jahresabschluss vor Abschluss des Vertrags hervorgeht.

	Vordruck F24/770
	Abführung der im August getätigten Steuereinbehalte auf:
· Einkünfte aus unselbständiger Arbeit und gleichgestellte Einkünfte;
· Einkünfte aus selbständiger Arbeit;
· Vergütungen von Kondominien für Leistungen aus Werkverträgen (4%);
mit Mitteilung der “zusätzlichen” Daten, die im Vordruck 770 vorgesehen sind.
Die Option besteht nur für Steuersubstitute, die zum 31.12.2025 nicht mehr als 5 Angestellte hatten; bei Vorlage dieses Vordrucks kann auf den Vordruck  770/2026 verzichtet werden

	Steuereinbehalte 
VON KONDOMINIEN
	Zahlung der Steuereinbehalte (4%) im August durch Kondominien für Leistungen aus Werkverträgen bzw. einfachen Werkverträgen in Ausübung einer unternehmerischen oder nicht gewohnheitsmäßig erbrachten gewerblichen Tätigkeit (Abgabencode 1019 bei IRPEF, 1020 bei IRES).

	Steuereinbehalte 
AUF KURZFRISTIGE VERMIETUNGEN
	Zahlung der Steuereinbehalte (21%) auf kurzfristige Vermietungen im August durch Immobilienmakler und Steuerzahler, welche Internetportale führen und an der Zahlung der Mieten aus den kurzfristigen Vermietungen beteiligt waren (Abgabencode 1919).

	Inps 
ANGESTELLTE
	Zahlung der INPS-Beiträge auf die Löhne der Angestellten im August.

	INPS-SONDERVERWALTUNG
	Zahlung des Beitrags von 24% - 33,72% auf die Vergütungen im August an Tür-zu-Tür-Verkäufer und gelegentliche freie Mitarbeiter (bei Vergütungen über 5.000 €) durch die Auftraggeber.
Zahlung des Beitrags von 24% - 33,72% auf die Vergütungen im August an Stille Teilhaber, welche ihre Arbeitsleistung einbringen (für Verträge, die nach der Reform durch D.Lgs. Nr. 81/2015 noch gültig sind, und sofern die Stillen Teilhaber keine Renten beziehen und in keine andere Rentenverwaltung eingetragen sind). 
Für Steuerzahler, die keine Renten beziehen, in keine andere Rentenverwaltung eingetragen sind, keine MwSt.-Nr. haben und Arbeitslosengeld beziehen („DIS-COLL“), beläuft sich der Beitragssatz auf 35,03%.

	INPS
LANDWIRTSCHAFT
	Zahlung der zweiten Rate der Sozialbeiträge auf das Konventionaleinkommen der Selbstbebauer (“coltivatori diretti”) und Landwirte im Hauptberuf  („imprenditori agricoli professionali“ bzw. IAP) im Jahr 2025.



	Freitag,  25. September



	INNERGEMEINSCHAFTLICHE GESCHÄFTSFÄLLE
MONATLICHE INTRASTAT-MELDUNGEN 
	Vorlage per Internet der INTRASTAT-Meldungen für August (Steuerzahler mit monatlicher MwSt.-Abrechnung).



	Mittwoch,  30. September



	MwSt.
Mitteilung der Daten zu den MwSt.-Abrechnungen

	Mitteilung per Internet der der Daten zu den MwSt.-Abrechnungen:
· Für April, Mai und Juni (Steuerzahler mit monatlicher MwSt.-Abrechnung);
· Für das zweite Trimester (Steuerzahler mit vierteljährlicherMwSt.-Abrechnung);
Dazu ist der dafür vorgesehene Vordruck zu verwenden.

	MWST.
MONATLICHE STEUERERKLÄRUNG UND ABRECHNUNG
 IOSS
	Vorlage per Internet der Mehrwertsteuererklärung IOSS für den Monat August bei Versandhandel mit importierten Gütern (in Lieferungen mit einem Warenwort von bis zu 150 €) durch Steuerzahler, die im (neuen) Einheitsschalter („Sportello unico“) für Importe (IOSS) eingetragen sind.



	Inps
ANGESTELLTE
	Vorlage per Internet des Vordrucks UNI-EMENS mit den Daten zu Löhnen und Beiträgen im Monat August.
Dies gilt auch für Vergütungen an geregelte und dauerhafte Mitarbeiter, Tür-zu-Tür-Verkäufer und gelegentliche freie Mitarbeiter sowie für Stille Teilhaber, welche ihre Arbeitsleistung einbringen (Verträge, die nach der Reform durch D.Lgs. Nr. 81/2015 noch gültig sind).

	MWST.
Tageseinnahmen aus der Aufladung von Elektrofahrzeugen
	Vorlage per Internet an die Agentur für Einnahmen der Mitteilung zu den Tageseinnahmen aus der Aufladung von Elektrofahrzeugen (ohne Identifizierung des Kunden) im Zeitraum Januar bis Juni.

	Tageseinnahmen
DER TANKSTELLEN
	Vorlage per Internet der Tageseinnahmen aus dem Verkauf von Benzin und Diesel als Treibstoffe im Monat August durch die Tankstellenbetreiber an die Zollbehörde. 

	VORDRUCK 730/2026
	Für jene Vordrucke, die dem CAF / Freiberufler vom 1.9. bis zum 30.9 vorgelegt wurden: 
· Übergabe des Vordrucks 730 und des Abrechnungsbogens Vordruck 730-3 an den Angestellten/Rentner/Mitarbeiter; 
· Vorlage per Internet an die Agentur für Einnahmen der Vordrucke 730 einschließlich der Vordrucke 730-4.

	“ROTTAMAZIONE-QUINQUIES”
	Zahlung der zweiten Rate (von max. 54) aus der sog. Verschrottung der Steuerzahlkarten (“rottamazione - quinquies”). 

	CPB 2024 - 2025
ABFINDUNG FÜR DIE JAHRE 2018 – 2022
	Zahlung der neunzehnten Rate (mit Zinsen in Höhe von 2% für das Jahr 2025 und 1,6% ab 2026) der Ersatzsteuern für jene Steuerzahler, welche für die sog. Zweijährige Steuervereinbarung für die Jahre 2024-2025 optiert hatten (auch in Verbindung mit der Abfindung für die Jahre 2018-2022).

	BEGÜNSTIGTE ABFINDUNG FÜR BEHÄNGENDE VERFAHREN 

	Zahlung der vierzehnten Rate (von max. 20) aus der begünstigten Abfindung für behängende Verfahren mit einem Streitwert von über € 1.000.

	ABFINDUNG FÜR UNTERLASSENE ZAHLUNGEN AUS ABFINDUNGEN 
	Zahlung der fünfzehnten Rate (von max. 20) aus der Abfindung für unterlassene oder unvollständige Zahlungen aus verschiedenen Abfindungen (einvernehmliche Steuerfestsetzung, Rechtsmittelverzicht, Berichtigung und Zahlung, Beschwerde und Mediation ex Art. 17-bis, D.Lgs. Nr. 546/92, einvernehmlicher Vergleich ex Art. 48 und 48-bis, D.Lgs. Nr. 546/92).

	ZUORDNUNG RT-POS
	Mitteilung an die Agentur für Einnahmen der erfolgten Zuordnungen zwischen Registrierkassen und RT-POS im August.

	vierteljährliche
stempelsteuer auf
ELEKTRONISCHEN RECHNUNGEN 
	Zahlung der Stempelsteuer für die elektronischen Rechnungen ohne Ausweisung der MwSt. (z.B. Weil MwSt.-Befreit oder außerhalb des Anwendungsbereichs der MwSt.) mit einem Betrag von über € 5.000 aus dem ersten und/oder zweiten Trimester.

	BEGÜNSTIGTE ZUWEISUNG/VERKAUF VON IMMOBILIEN UND BETRIEBSGÜTER AN DIE GESELLSCHAFTER/ UMWANDLUNG IN EINE EINFACHE GESELLSCHAFT 
	Zahlung der ersten Rate in Höhe von 60% der geschuldeten Steuer aus der begünstigten Zuweisung/dem Verkauf von Immobilien und Betriebsgüter an die Gesellschafter bis zum 30.9.2026. Die Zahlung ist auch bei der Umwandlung in eine einfache Gesellschaft fällig.
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